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Prof. Dr. Henning Radtke
Examensklausurenkursklausur Strafrecht vom 12.5.2006

Lösungshinweise

A.) Strafbarkeit des P
I. § 222 StGB, Fahrlässige Tötung zum Nachteil E
durch das Verwechseln und Austeilen der Becher an die Patienten N und E
1.) Eintritt des tatbestandsmäßigen Erfolges (Tod des E) durch eine Handlung des P (Verwechslung der Frühstückstabletts); Kausalität (+)

2.) objektive Sorgfaltspflichtverletzung [zu den Anforderungen Tröndle/Fischer, § 222 Rn. 7 ff.] (+); P als Pfleger hatte bei der Frühstücksausgabe darauf zu achten, dass die – namentlich gekennzeichneten – Tabletts an die jeweiligen Patienten ausgeteilt wurden.

3.) obj. Vorhersehbarkeit des Erfolges und des wesentlichen Kausalverlaufs [Tröndle/Fischer, § 222 Rn. 15] (+); die dem P bekannten Krankenakten enthielten ausdrückliche Hinweise auf die Nussallergie des E sowie die Zusammensetzung des Frühstücksgetränkes von N. Aufgrund dieser vorliegenden Informationen war es objektiv vorhersehbar, dass der Tod von E bei Genuss eines nusshaltigen Getränks eintreten würde.
4.) Pflichtwidrigkeitszusammenhang zwischen Sorgfaltspflichtverletzung und Erfolg 
In Bezug auf ein mögliches rechtmäßiges Alternativverhalten bzw. der Risikoerhöhung lässt der Sachverhalt mehrere Deutungen zu:

a) Geht man – wegen des lediglich einen genommenen Schlucks – davon aus, dass der vor dem Austausch der Becher durch D getrunkene Schluck aus dem Becher mit dem nicht vergifteten Inhalt für den Fall der Vergiftung nicht ausgereicht hätte, um per Gift den Tod von E herbeizuführen, wäre der Pflichtwidrigkeitszusammenhang gegeben und P hätte durch den Austausch auch eine Risikoerhöhung bewirkt.

b) Wird umgekehrt – noch vertretbar – angenommen, die bereits genossene Menge Flüssigkeit hätte im Fall der Vergiftung des Inhalts den Tod von E durch die Wirkung des Giftes herbeigeführt, lässt sich der Pflichtwidrigkeitszusammenhang verneinen. Sub specie Risikoerhöhungslehre läge bei dieser Sachverhaltsvariante lediglich Risikoneutralität vor, die die Zurechnung des eingetretenen Erfolges ausschließt.
5.) RW/Schuld (einschließlich der subjektiven Fahrlässigkeitselemente) (+) 
II. § 229 StGB, Fahrlässige Körperverletzung zum Nachteil N
durch das Verwechseln und Austeilen der Becher an die Patienten N und E
Problematisch ist, ob in Bezug auf die tatbestandlich relevanten Körperverletzungserfolge „körperliche Misshandlung“ und „Gesundheitsbeschädigung“ die jeweils erforderliche Erheblichkeitsschwelle des Eingriffs (dazu MünchKommStGB/Joecks § 223 Rn. 20-22 und Rn. 28) in die körperliche Integrität überschritten ist, weil die Einnahme des Giftes bei N lediglich eine leichte Übelkeit ausgelöst hat. Da die Dauer der Einwirkung und deren Intensität ersichtlich gering waren, kommt eine körperliche Misshandlung nicht in Betracht. Da auch bei der Gesundheitsbeschädigung unerhebliche Beeinträchtigungen auszuschließen sind (MünchKommStGB/Joecks § 223 Rn. 28 mwN.), ist auch das Vorliegen einer Gesundheitsbeschädigung zu verneinen.
Hinweis: Bzgl. der Gesundheitsbeschädigung ist wegen des maßgeblichen „pathologischen Zustandes“ ein abweichendes Ergebnis noch vertretbar. Allerdings müssen dann für die übrigen Tatbeteiligten vorsätzliche (vollendete) Körperverletzungsdelikte geprüft werden, in deren Rahmen sich schwierige Fragen der Zurechnung des – dann eingetretenen – Körperverletzungserfolges bei N zum Vorsatz ergeben (Stichwort: Abgrenzung error in persona und aberatio ictus).

B.) Strafbarkeit des D

I. §§ 216, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; Tötung auf Verlangen in mittelbarer Täterschaft (durch Tatmittler P) zum Nachteil E
durch das Anmischen des Giftes und das Bereitstellen des mit Gift versetzten Getränks zur Abholung durch P

Mit dem Tod von E ist ein tatbestandlicher Erfolg eingetreten. Dieser Erfolg beruht aber nicht auf einem durch D gesetzten Ursachenbeitrag. Das zum Tod führende nusshaltige Getränk hat D nicht hergestellt; auch für die Verwechselung der Becher seitens P ist D in keiner Weise ursächlich geworden. Mangels Kausalität des eigenen Verhaltens für den Taterfolg scheidet eine Strafbarkeit von D wegen vollendeter Tötung auf Verlangen aus.
II.) §§ 216, 22, 23 Abs. 1, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB, versuchte Tötung auf Verlangen in mittelbarer Täterschaft (durch Tatmittler P) zum Nachteil E
durch das Herstellen und Bereitstellen des vergifteten Getränks zur Abholung durch P in der Vorstellung, bei E bestehe ein ernsthaftes und ausdrückliches Todesverlangen
Hinweis: Der von D ersichtlich gefasste Tatentschluss zur Tötung von E beruht offensichtlich auf einem gemeinsam mit C gefassten Tatplan nach deren Zusammentreffen in der Küche, so dass die Begehung der Tat aus Sicht von D auch auf eine gemeinschaftliche Begehung der durch den Tatmittler P auszuführenden Tötung auf Verlangen gerichtet sein kann. Allerdings kommt es auf die (zusätzlichen) Voraussetzungen der Mittäterschaft für D ersichtlich nicht an, weil dieser in eigener Person einen auf die Tatbegehung in mittelbarer Täterschaft gerichteten Tatentschluss aufweist.

1. fehlende Vollendung
E ist zwar tot, allerdings ist der Tod nicht durch ein auf das Verhalten von D rückführbares Verhalten eingetreten.
2. Strafbarkeit des Versuchs; § 216 Abs. 2
3. Tatentschluss (= Vorsatz zur Verwirklichung aller objektiven Tatbestandsmerkmale und Vorliegen sonstiger – ggf. tatbestandlich notwendiger – subjektiver Merkmale)
a.) Hinsichtlich Tötung auf Verlangen
aa) Aufgrund der Suggestion von C war D davon überzeugt, dass E ein ausdrückliches und ernsthaftes Tötungsverlangen gestellt habe. In diesem Zusammenhang genügt es objektiv, dass der spätere Täter nicht der eigentliche Adressat der Aufforderung ist, sondern ihm diese quasi durch einen Boten überbracht wird (vgl. Mitsch JuS 1996, 309 [311]; MünchKommStGB/Schneider § 216 Rn. 15). Glaubt der Täter an ein – objektiv nicht vorhandenes - ernsthaftes Tötungsverlangen, kommt es über § 16 Abs. 2 StGB zur Anwendung von § 216 StGB (MünchKommStGB/Schneider § 216 Rn. 17). Dementsprechend hatte D hier einen auf das Bestehen eines rechtlich wirksamen Tötungsverlangens seitens E gerichteten Vorsatz.
bb) Das (vermeintliche) Tötungsverlangen ist für D auch handlungsleitend gewesen.

cc) Fraglich ist allerdings, ob der Tatentschluss von D auf die täterschaftliche Begehung einer Tötung auf Verlangen gerichtet war oder ob sein Vorsatz dahin ging, lediglich Unterstützung (Beihilfe) zu einem Selbstmord von E zu leisten.

Die Kriterien der Abgrenzung sind bekanntlich streitig (dazu ausführlich MünchKommStGB/Schneider § 216 Rn. 27-49); insb. die Rechtsprechung des BGH stellt auf Tatherrschaftskriterien ab (seit BGHSt 19, 135 [139 f.] – sog. Gisela-Fall). Welche Maßstäbe auch immer an die Abgrenzung angelegt werden, setzt ein auf die (straflose) Beihilfe zum Selbstmord gerichteter Vorsatz voraus, dass der Beteiligte davon ausgeht, der (mögliche) Suizident habe wegen seiner Kenntnis des Tatmittels die Chance bis zuletzt über die Vornahme der Tötungshandlung zu entscheiden. Eine solche Konstellation enthält der SV aber ersichtlich nicht. Das Vergiften eines Getränks und dessen anschließende Bereitstellung durch einen vorsatzlosen Pfleger ergeben nur einen Sinn, wenn man davon ausgeht, der Todeswillige habe keine Kenntnis von der Art und Weise der von ihm (vermeintlich) gewünschten Tötung. Im Ergebnis besteht daher ein auf die Begehung einer Tötung auf Verlangen gerichteter Tatentschluss.
b.) Hinsichtlich der Ausführung der Tat in mittelbarer Täterschaft durch den P als Tatmittler
Vorsatz hinsichtlich kausaler Verwirklichung der Tat durch einen (vorsatzlos handelnden) anderen und Tatherrschaftsbewusstsein (= Bewusstsein der mangelnden Verantwortlichkeit des Vordermannes; Wissensherrschaft) sind vorhanden.
4. Unmittelbares Ansetzen

Der Zeitpunkt des unmittelbaren Ansetzens bei einem in mittelbarer Täterschaft verwirklichten Delikt ist streitig (knappe Einführung in den Streitstand bei Baumann/Weber/Mitsch, AT, 11. Aufl. 2003, § 29 Rn. 155 f.). In diesem Streit stehen sich die Gesamtlösung und verschiedene Einzellösungen gegenüber. Im Kern wird der Streit darüber geführt, ob für die Bestimmung des Versuchsbeginns auch für den mittelbaren Täter auf das Erreichen des Versuchsstadiums durch den Tatmittler (Vordermann) abzustellen ist (so die Gesamtlösung) oder ob – nach welchen Kriterien auch immer – ein eigenständiger Zeitpunkt des Versuchsbeginns für den mittelbaren Täter und sein Handeln zu bestimmen ist (so mit Unterschieden in den Details die Einzellösungen). Im Einzelnen:
- Gesamtlösung: Unmittelbares Ansetzen des Tatmittlers (etwa Kühl, AT, § 20 Rn. 91)

- Einzellösungen:

- - Einwirkung des Hintermannes auf den Tatmittler [Baumann/Weber/Mitsch, AT, § 29 Rn. 155
- - Geltung der allgemeinen Grundsätze zur Abgrenzung von Vorbereitung und Versuch, d.h. unmittelbares Ansetzen liegt vor, wenn nach der Vorstellung des Täters der Taterfolg ohne weitere wesentliche Zwischenschritte eintreten wird und das Opfer bereits konkret gefährdet erscheint (BGH, NJW 1995, 204, 206; Tröndle/Fischer § 22 Rn. 18)
Fallanwendung: Nach allen Ansichten unmittelbares Ansetzen gegeben, aufgrund der regelhaften Abläufe in Kliniken bereits mit Bereitstellung des vergifteten Frühstücks, jedenfalls aber mit dem Austeilen durch P.
5. RW/Schuld (+)

6. Rücktritt 

Aufgrund des Umstandes, dass D nach dem Austeilen (allerdings auch nach dem ersten Trinken durch N und E) der Becher den (vermeintlich) vergifteten Becher gegen einen anderen austauscht.

Rücktritt auf der Grundlage von § 24 Abs. 2 S. 2 Alt. 2 StGB (vgl. LPK-StGB/Kindhäuser, § 24 Rn. 67)
a.) (subj.) kein Fehlschlag 

b.) Rücktrittshandlung: Vollendung der geplanten Tat ist ohne das Zutun von D eingetreten; aber mit dem Austausch der Becher ernsthaftes Bemühen, die Vollendung der Tat zu verhindern; aus Sicht von D lagen optimale Rettungsbemühungen vor.
c.) Freiwilligkeit (+) Gewissensbisse, Angst vor Strafverfolgung

7. Ergebnis

D ist strafbefreiend von dem Versuch der Tötung auf Verlangen in mittelbarer Täterschaft zurückgetreten.

C.) Strafbarkeit des C
I.) §§ 212, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB, Totschlag in mittelbarer Täterschaft (Tatmittler D) zum Nachteil E
Zwar ist der Tod des E als tatbestandsmäßiger Erfolg eingetreten. Es gibt aber ebenso wenig wie bei D (siehe oben B.I.) einen Tatbeitrag von C, der für den Todeseintritt in Folge des nusshaltigen Getränks ursächlich geworden wäre.
II.) §§ 211, 22, 23 Abs. 1, § 25 Abs. 2, § 25 Abs. 1 Alt. 2; mit A gemeinschaftlich versuchter Mord in mittelbarer Täterschaft (Tatmittler P)
durch den ursprünglich mit A gefassten Plan, E mittels eines von A zu beschaffenden, durch C einem Getränk zuzusetzenden Giftes, das von dem ahnungslosen P überbraht werden sollte, zu töten.
1.) fehlende Vollendung; s.o. (keine Kausalität des Täterbeitrags für den eingetretenen Erfolg)
2.) Strafbarkeit des Versuchs (+); § 23 Abs. 1, § 12 Abs. 1 StGB
3.) Tatentschluss

a) Tatentschluss hinsichtlich der Tötung des E gemeinschaftlich mit A in der Erwartung, die Tat in mittelbarer Täterschaft durch Einschaltung des vorsatzlos handelnden P zu begehen. C strebte den Tod von E an.
b) Der Tatentschluss bezog sich auch darauf, die Tat gemeinschaftlich mit A durch den Tatmittler P ausführen zu lassen; insbesondere reicht der von A entsprechend dem gemeinsam entwickelten Tatplan vorgesehene Tatbeitrag für die Annahme von Mittäterschaft aus („funktionelle Tatherrschaft“, fehlende Mitwirkung im Ausführungsstadium wird durch Erbringung wesentlicher Tatbeiträge im Vorfeld der Tat ausgeglichen).

4.) Unmittelbares. Ansetzen
Es fehlt insoweit jedoch eindeutig an einem unmittelbaren Ansetzen zum mittäterschaftlich begangenen Mordversuch:

- nach Einzellösungen kein unmittelbares Ansetzen, weil A´s eigener Tatbeitrag (Beschaffung und Bereitstellung des Giftes) für unmittelbares Ansetzen unter keinem dazu vertretenen Gesichtspunkt ausreicht.
- nach Gesamtlösung auch kein unmittelbares Ansetzen, weil das Anmischen des Getränkes durch C nicht für das unmittelbare Ansetzen ausreicht (ohne Bereitstellen des Frühstückstabletts etc. noch nicht in regelhafte Abläufe eingegliedert)

III.) §§ 211, 22, 23 Abs. 1, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; versuchter Mord in mittelbarer Täterschaft (Tatmittler D) zum Nachteil E
durch das wahrheitswidrige Vortäuschen eines ernsthaft geäußerten Todeswunsches des E gegenüber D und die dadurch erzielte Veranlassung von D, E´s Getränk zu vergiften.
1.) fehlende Vollendung (+) s.o. C.II.1.
2.) Strafbarkeit des Versuchs (+) s.o.

3.) Tatentschluss
a) hinsichtlich der Tötung von E liegt Vorsatz eindeutig vor, weil es C gerade auf den Tod von E ankommt.
b) Tatentschluss hinsichtlich der Begehung in mittelbarer Täterschaft („durch einen anderen“)
Problem: Kommt eine mittelbare Täterschaft bei volldeliktisch handelndem Tatmittler (D soll nach der Vorstellung von C – über § 16 Abs. 2 StGB- § 216 StGB verwirklichen - in Betracht?
- Selbstverantwortungsprinzip, bei volldeliktisch handelnden Tatmittler schließt eine mittelbare Täterschaft zwingend aus.
- [h.M.]: Die Gegenansicht schränkt den Anwendungsbereich von § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB zu stark ein. „Täter hinter dem Täter“ kann auch bei volldeliktisch handelndem Vordermann über Wissens- oder Willensüberlegenheit (oder – hier nicht einschlägig – qua Organisationsherrschaft) des Hintermannes Tatherrschaft begründen.

- Nach h.M. hier: Tatherrschaft des C wegen Hervorrufen und Ausnutzen eines Irrtums i.S.d. § 16 Abs. 2 StGB bei D; Vorsatz in Bezug auf die Ausführung der Tat in mittelbarer Täterschaft ist daher gegeben.
- Mordmerkmale Heimtücke, Habgier und Verdeckungsabsicht sind gegeben
4.) Unmittelbares Ansetzen
ist im Hinblick auf die Ausführungen zur Strafbarkeit von D selbst jedenfalls mit dem – auch von C erwarteten – Bereitstellen der Getränke durch P gegeben.
5.) RW/ Schuld (+)
D.) Strafbarkeit des A

I.) §§ 212, 25 Abs. 1 StGB, Totschlag in mittelbarer Täterschaft (Tatmittler P) zum Nachteil E
Trotz des eingetretenen Todeserfolges scheidet eine Vollendungsstrafbarkeit aus, weil A ebenfalls keinen für den Tod von E ursächlichen Tatbeitrag erbracht hat.
II.) §§ 211, 22, 23 Abs. 1, § 25 Abs. 2, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; mit C gemeinschaftlich verübter versuchter Mord in mittelbarer Mittäterschaft (Tatmittler P) zum Nachteil E
durch den mit C gemeinsam gefassten Tatplan, E mittels eines von A zu beschaffenden Gifts und des von C herzustellenden „Giftgetränks“ unter Einschaltung von P zu töten.

1.) fehlende Vollendung und Strafbarkeit des Versuchs sind gegeben.
2.) Tatentschluss
a) Tatentschluss bzgl. der Herbeiführung des Todes von E liegt vor; A kam es gerade auf den Tod von E an, weil es diesen beerben wollte.
b) Der gemeinsam mit C gefasste Tatentschluss war auch auf die Begehung der Tat durch Einsatz des vorsatzlos handelnden P als Tatmittler gerichtet. Die bis zum Einsatz des Tatmittlers P von A und C zu erbringenden Tatbeiträge waren – bei gemeinsamer Wissensherrschaft – auch in etwa gleichgewichtig, so dass der Tatplan auf die gemeinschaftliche Begehung des Delikts durch Einsatz eines Tatmittlers gerichtet war.
c) Der Tatentschluss umfasst die Mordmerkmale Heimtücke und Habgier.

3.) Unmittelbares Ansetzen
a) Im Hinblick auf das Ansetzen zu dem ursprünglich mit C entwickelten Tatplan fehlt es aus den im Rahmen der Strafbarkeit von C erörterten Gründen an den Voraussetzungen des Versuchsbeginns.
b) Fraglich ist, ob für A auf das unmittelbare Ansetzen des D abgestellt werden kann?

Problem: Ist die Einschaltung des D durch C – außerhalb des ursprünglichen Tatentschlusses dem A noch zurechenbar?
Abweichungen des tatsächlichen Kausalverlaufs von dem vorgestellten Kausalverlauf, eigentlich ein Problem der Zurechnung tatsächlich eingetretener Erfolge zum Vorsatz; hier tritt die Problematik aber ausnahmsweise auch im Versuch auf (vgl. die Problematik im sog. Münzhändler-Fall – BGHSt 40, 299 ff., Anknüpfung des unmittelbaren Ansetzens an ein Verhaltens eines nur vermeintlichen Mittäters).

Stellt man auf die für die Frage der wesentlichen oder unwesentlichen Abweichung vom vorgestellten Kausalverlauf entwickelten Kriterien ab, würde der „Umweg“ über D würde im Falle der Vollendung der Tat, eine Zurechung des (dann eingetretenen) Todes zum Vorsatz nicht ausschließen.

- konsequenterweise kann dann auch für das unmittelbare Ansetzen nichts anderes gelten.
5.) RW/Schuld (+)

6. Ergebnis

A hat sich wegen gemeinschaftlich versuchten Mordes in mittelbarer Täterschaft strafbar gemacht

Hinweis

Wird für A ein an das Verhalten von als „Zwischenakteur“ anknüpfendes unmittelbares Ansetzen verneint, bleibt für A lediglich eine Strafbarkeit aus §§ 211, 30 Abs. 2 StGB (Mordverabredung). Die hier auf die Begehung eines Mordes bezogene Verbrechensverabredung setzt eine ernstliche und konkretisierte Vereinbarung von mindestens zwei Beteiligten zur gemeinschaftlichen  mittäterschaftlichen) Begehung eines bestimmten Verbrechens (hier eines Mordes voraus). Der Tatentschluss der Beteiligten war endgültig gefasst und hinreichend konkretisiert.
